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Dr. Robert Link, WP/Certified Fraud Examiner (CFE)

Zur Grenze zwischen Green Claims und
Greenwashing in Nachhaltigkeitsberichten
nach der CSRD

Mit zunehmender Bedeutung der Nachhaltigkeitsberichterstattung für

die Berichtsadressaten steigt das Interesse, die eigene Nachhaltigkeits-

leistung so positiv wie möglich darzustellen. Dabei ist die Grenze zwi-

schen vertretbaren positiven „Green Claims“ und nicht mehr angemes-

senem „Greenwashing“ nicht immer eindeutig. Die in den European

Sustainability Reporting Standards (ESRS) genannten allgemeinen

Grundsätze bieten Erstellern eine erste Orientierung für entsprechende

qualitative Grenzen der Berichterstattung. Darauf aufbauend untersucht

der nachfolgende Beitrag, inwieweit sich aus der Rechtsprechung zum

Wettbewerbsrecht sowie den rechtlichen Entwicklungen auf europä-

ischer Ebene zusätzliche Orientierungspunkte für die Vermeidung von

Greenwashing im Kontext der Erstellung von Nachhaltigkeitsberichten

gewinnen lassen.

I. Einführung

Als „Green Claims“ werden grundsätzlich Aussagen mit Umweltbezug

bezeichnet. Diese können in vielfältiger Form auftreten, z.B. in Wer-

beaussagen, bei der Beschreibung von Produkteigenschaften, aber

auch in gesetzlich geforderten Unternehmensberichten wie dem

Nachhaltigkeitsbericht. Mit der Corporate Sustainability Reporting

Directive (CSRD)1 und der sich anschließenden nationalen gesetz-

lichen Umsetzung2 wird die Nachhaltigkeitsberichterstattung umfas-

send neu geregelt. Danach haben die gesetzlichen Vertreter in einem

eigenen Abschnitt der Lageberichterstattung zu Umwelt-, Sozial- und

Menschenrechtsaspekten sowie zur zugehörigen Governance des Un-

ternehmens (Environmental, Social, Governance – ESG) zu berichten.

„Aussagen“ in der Lageberichterstattung werden grundsätzlich als

„[v]on den gesetzlichen Vertretern zu im Lagebericht dargestellten

Sachverhalten ausdrücklich abgegebene oder implizit enthaltene Er-

klärungen“3 definiert. Insoweit sie Umweltbezug haben, können sie

ebenfalls als „Green Claims“ in obigem Sinne gesehen werden.

Die Bezeichnung „Greenwashing“ wird in der öffentlichen Diskussion

unterschiedlich verwendet. Im Folgenden sollen darunter Umweltaus-

sagen verstanden werden, die falsch oder irreführend sind, sodass sie

zu einer positiveren Wahrnehmung der Umweltleistung bei den

Adressaten führen, als dies bei Kenntnis aller relevanten Informatio-

nen durch die Adressaten der Fall gewesen wäre.

Greenwashing kann verschiedene Ausprägungen haben4 und z.B. ent-

stehen, wenn

– zwar korrekte, aber für das Berichtsobjekt unwichtige oder für die

Entscheidungsfindung der Nutzer der Berichterstattung nicht hilf-

reiche Informationen zu Umweltthemen dargestellt werden,

– relevante Informationen nicht berichtet werden, die weniger um-

weltfreundliche Aspekte betreffen,

– Vergleiche auf der Grundlage selektiver Informationen durchge-

führt werden, welche die eigene Leistung als umweltfreundlicher als

bei einem Vergleichsobjekt erscheinen lassen,

– unwahre Sachverhalte berichtet werden einschließlich der Angaben

zu Zertifizierungen und Kennzeichnungen, die nicht oder in dieser

Form nicht vorhanden sind,

– ungenaue Begriffe, Formulierungen oder Darstellungen gewählt

werden, die Raum für Fehlinterpretationen lassen bzw. diese nahe-

legen,

– Aussagen zur Umweltleistung getroffen werden, die sich nicht oder

nicht in ausreichendem Umfang belegen lassen und somit lediglich

Behauptungen darstellen.

Nicht jede als Greenwashing einzustufende Umweltaussage ist das Er-

gebnis doloser Handlungen (fraud). Vielmehr kann das Ergebnis auch

auf Unwissenheit, Unachtsamkeit oder mangelndes Verständnis für

Umweltfragen zurückzuführen sein. Wenn Greenwashing absichtlich

vorgenommen wird, um bei den Adressaten einen bestimmten Ein-

druck zu vermitteln und die Nutzer der Berichterstattung über die

tatsächliche Nachhaltigkeitsleistung zu täuschen, handelt es sich um

sog. Nonfinancial Reporting Fraud.5

II. Greenwashing als Verstoß gegen
allgemeine Grundsätze der
Nachhaltigkeitsberichterstattung

1. Qualitative Merkmale der
Nachhaltigkeitsberichterstattung nach den ESRS

Die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach der CSRD hat unter Be-

achtung der von der European Financial Reporting Advisory Group

(EFRAG) entwickelten ESRS zu erfolgen. Diese basieren wie die Fi-

nanzberichterstattung u.a. auch auf allgemein anerkannten Grundsät-

zen, welche in ESRS 1, Anl. B, als qualitative Merkmale von Informa-
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1 Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezem-
ber 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/
EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von
Unternehmen, ABlEU vom 16.12.2022, L 322, 15.

2 Vgl. BMJ, Regierungsentwurf, Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU)
2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Än-
derung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG
und 2013/34/EU hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen,
abrufbar unter https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2024_CSRD_
UmsG.html?nn=110518 (Abruf: 24.7.2024), S. 1.

3 IDW PS 350 n. F. (10.2021), IDW Life 2022, 45 ff., Tz. 20.
4 Vgl. de Freitas Netto u. a., Environmental Sciences Europe 32, Article number: 19 (2020),

abrufbar unter https://enveurope.springeropen.com/articles/10.1186/s12302-020-0300-3
(Abruf: 8.7.2024), S. 6 ff. m.w. N.

5 Vgl. Association of Certified Fraud Examiners (ACFE), Managing Fraud Risks in an
Evolving ESG Environment 2023, abrufbar unter https://www.acfe.com/fraud-resources/
esg-report-gt-2022 (Abruf: 8.7.2024), 14 ff.
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tionen im Einzelnen dargestellt werden.6 ESRS 1.19 unterscheidet

hierbei zwischen grundlegenden (fundamental) qualitativen Merkma-

len wie Relevanz und wahrheitsgetreuer Darstellung sowie verstärken-

den (enhancing) qualitativen Merkmalen wie Vergleichbarkeit, Über-

prüfbarkeit und Verständlichkeit.7 Letztere leisten einen Beitrag zur

Sicherstellung der grundlegenden qualitativen Merkmale. So unter-

stützt z.B. die Überprüfbarkeit von Informationen, dass „Nutzer da-

rauf vertrauen können, dass die Informationen vollständig, neutral

und genau sind.“ (ESRS 1, Anl. B, QC 13.).

2. Greenwashing als Verstoß gegen die Relevanz
Informationen sind für die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach den

ESRS relevant, „wenn sie bei Entscheidungen der Nutzer im Rahmen

des Ansatzes der doppelten Wesentlichkeit […] eine bedeutende Rolle

spielen könnten“ (ESRS 1, Anl. B, QC 1.), d.h. für diese prädiktiven

und/oder bestätigenden Wert haben (vgl. ESRS 1, Anl. B, QC 2.).8

Greenwashing durch die Darstellung irrelevanter Informationen ver-

stößt folglich gegen das qualitative Merkmal der Relevanz. So wird eine

ausführliche Beschreibung der Maßnahmen im Bereich Kreislaufwirt-

schaft für die Nutzer eher als irrelevant einzustufen sein, wenn der An-

teil entsprechender Produkte an der Geschäftstätigkeit unwesentlich ist

und auch für die Zukunft nicht ernsthaft geplant ist, diesen zu erhö-

hen.9 In der Praxis ist es gleichwohl nicht immer einfach festzustellen,

ab wann im Einzelnen eine Information als nicht mehr relevant einzu-

stufen ist. Denn Informationen können z.B. auch dann relevant sein,

„wenn einige Nutzer sie nicht heranziehen oder wenn sie bereits aus an-

derenQuellen bekannt sind“ (ESRS 1, Anl. B, QC 2.).

3. Greenwashing als Verstoß gegen die
Verständlichkeit

Die Darstellung unwesentlicher Informationen verstößt zudem gegen

das qualitative Merkmal der Verständlichkeit. Danach soll die Bericht-

erstattung grundsätzlich „ausschließlich wesentliche Informationen“

(ESRS 1, Anl. B, QC 17.) enthalten. Informationen sind dabei „klar

und prägnant“ (ESRS 1, Anl. B, QC 16.) zu berichten. Eine Aussage wie

„Unser Unternehmen setzt sich sehr für die Umwelt ein und hat das

Ziel, bis 2030 komplett klimaneutral zu sein.“ ist für die Berichtsnutzer

ohne weitere Ausführungen grundsätzlich mehrdeutig und stellt für

sich allein keine klare, prägnante und damit verständliche Aussage dar.

Ein weiterer Ausfluss aus dem qualitativen Merkmal der Verständlich-

keit ist, dass Informationen zur Nachhaltigkeit als kohärentes Ganzes

darzustellen sind, d.h. dass „der Kontext und die Zusammenhänge

zwischen den entsprechenden Informationen nachvollziehbar sind“

(ESRS 1, Anl. B, QC 19.). Dies gilt nicht nur für die Ausführungen

innerhalb der Nachhaltigkeitsberichterstattung, sondern auch im

Hinblick auf die Finanzberichterstattung. So dürfen z.B. Entwicklun-

gen nicht nur in einzelnen Teilen der Finanz- oder Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung berichtet werden, sondern sind mit ihren Implikatio-

nen im Gesamten darzustellen. Eine reine Benennung eines Sachver-

halts („Störfall hat stattgefunden“) ohne weitere Ausführungen wird

regelmäßig nicht ausreichend sein.

4. Greenwashing als Verstoß gegen die
wahrheitsgetreue Darstellung

Das qualitative Merkmal der wahrheitsgetreuen Darstellung umfasst

die Darstellung der relevanten Phänomene und ihrer Substanz. Es setzt

voraus, dass die zu berichtenden Informationen vollständig, neutral

und korrekt sind (ESRS 1, Anl. B., QC 5.). Die Anforderung einer voll-

ständigen Darstellung erlaubt es nicht, wesentliche Aspekte außen vor-

zulassen. Wenn so z.B. zwar über Bemühungen zum Umweltschutz be-

richtet wird, gleichzeitig allerdings erhebliche Risiken, die mit dem Ge-

schäftsmodell einhergehen, nicht dargestellt werden, entspricht dies

nicht dem Grundsatz der Vollständigkeit. Im Hinblick auf wesentliche

Auswirkungen, Risiken und Chancen verlangen die ESRS explizit, dass

dargestellt wird, „wie das Unternehmen seine Strategie, sein Risikoma-

nagement und seine Governance entsprechend […] angepasst hat so-

wie die Parameter, die zur Festlegung von Zielen und zur Leis-

tungsmessung ermittelt wurden“ (ESRS 1, Anl. B., QC 6.).

Die im Weiteren geforderte neutrale Darstellung schlägt sich in einer

„unvoreingenommene[n] Auswahl und Angabe von Informationen“

nieder. Informationen sind neutral präsentiert, „wenn sie nicht einsei-

tig, gewichtet, hervorgehoben, abgeschwächt oder auf andere Weise

verändert werden, um die Wahrscheinlichkeit zu erhöhen, dass die

Nutzer diese Informationen auf positivere oder negativere Weise auf-

nehmen“ (ESRS 1, Anl. B, QC 7.). Greenwashing-Vorwürfe lassen sich

somit regelmäßig vermeiden, wenn sich die Berichterstattung auf

Fakten und evidenzbasierte Aussagen konzentriert.

Die Angaben in der Nachhaltigkeitsberichterstattung müssen darüber

hinaus (hinreichend) korrekt sein. Das schließt nicht aus, dass es z.B.

aufgrund der Natur bestimmter Angaben erforderlich sein kann, mit

Näherungswerten oder Schätzungen zu arbeiten. Dabei darf es aller-

dings bspw. nicht so weit kommen, dass Sachinformationen (wesent-

liche) Fehler enthalten, Beschreibungen für die Nutzer nicht ausrei-

chend präzise sind oder Schätzungen, Näherungswerte und Progno-

sen auf ungeeigneten Verfahren oder Annahmen basieren sowie nicht

eindeutig als solche gekennzeichnet sind (vgl. ESRS 1, Anl. B, QC 9.).

5. Greenwashing als Verstoß gegen die
Vergleichbarkeit

Mit dem qualitativen Merkmal der Vergleichbarkeit soll zum einen si-

chergestellt werden, dass aktuelle Angaben des Unternehmens mit In-

formationen von früheren Berichtszeiträumen vergleichbar sind. Zum

anderen sollen die Angaben auchmit denen anderer Unternehmen, z.B.

aus der gleichen Branche, verglichen werden können. Es geht jedoch

nicht darum, unterschiedliche Sachverhalte „gleichförmig“ erscheinen

zu lassen, entsprechend haben auch unpassende Vergleiche in der Be-

richterstattung keinenPlatz (vgl. ESRS 1, Anl. B,QC 10. undQC12.).

In enger Beziehung mit der Vergleichbarkeit von Angaben eines Unter-

nehmens steht die sog. Einheitlichkeit. Dabei geht es darum, dass im

Zeitablauf die gleichen Ansätze und Methoden für denselben Nachhal-

tigkeitsaspekt durch das Unternehmen und andere Unternehmen ge-

nutzt werden. Nachhaltigkeitsstandards, wie z.B. das Greenhouse Gas

Protocol10, ermutigen Unternehmen, ihre Ermittlungsmethoden fort-

zuentwickeln und Parameter und Dateninputs fortlaufend zu verbes-

sern. Dies kann z.B. dazu führen, dass aktuelle Wertansätze nach ein
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6 „Die Anlage ist fester Bestandteil des ESRS 1 und hat die gleiche bindende Kraft wie die
anderen Teile des Standards.“ (ESRS 1, Anl. B, S. 1).

7 Die offizielle deutsche Übersetzung übersetzt „enhancing“ mit „sich verbessernd“, was
in dem bestehenden Kontext jedoch wenig Sinn ergibt.

8 Auch die Finanzberichterstattung nach IFRS basiert auf dem Konzept der Relevanz und
Wesentlichkeit, vgl. Link, BB 2018, 171.

9 „Die Wesentlichkeit ist ein relevanter unternehmensspezifischer Aspekt, der auf der Art
und/oder des Umfangs der Elemente basiert, auf die sich die Informationen beziehen
[…]“, ESRS 1, Anl. B, QC 4.

10 Vgl. World Business Council for Sustainable Development (WBCSD)/World Resources In-
stitute (WRI), The Greenhouse Gas Protocol, A Corporate Accounting and Reporting
Standard (Revised Edition), abrufbar unter https://ghgprotocol.org/sites/default/files/
standards/ghg-protocol-revised.pdf (Abruf: 8.7.2024), S. 38.
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paar Jahren und fortlaufender Verbesserung bzw. durch Umstellung

der Ermittlungsprozesse mit den Werten des ursprünglichen Basisjah-

res nur noch bedingt vergleichbar sind. Die Vergleichbarkeit kann

darüber hinaus auch eingeschränkt sein, wenn z.B. über mehrere Be-

richtsperioden bestehende fehlerhafte Wertermittlungen entdeckt wer-

den, diese aber nur für die laufende Berichtsperiode korrigiert werden.

Die ESRS verlangen sowohl bei wesentlichen Änderungen der Erstel-

lung oder Darstellung von Nachhaltigkeitsinformationen als auch bei

der Korrektur wesentlicher Fehler, welche frühere Berichtsperioden

betreffen, die Anpassung der Vergleichsangaben sowie zusätzliche

Angaben (vgl. ESRS 1.95 und 1.96 ff. sowie ESRS 2.13 f).

6. Greenwashing als Verstoß gegen die
Überprüfbarkeit

Informationen gelten als überprüfbar, wenn „sich unterschiedliche

sachkundige und unabhängige Beobachter darauf verständigen kön-

nen (wobei keine vollständige Einigkeit erzielt werden muss), dass es

sich bei einer bestimmten Darstellung um eine wahrheitsgetreue Dar-

stellung handelt.“ (ESRS 1, Anl. B, QC 14. S. 1). Nachhaltigkeitsinfor-

mationen sind entsprechend so bereitzustellen, dass sie einer Über-

prüfung zugänglich sind (vgl. ESRS 1. Anl. B, QC 14. f.), d.h.

– im Einklang mit bei den Nutzern bereits bekannten Informationen

(über die Geschäftstätigkeit des Unternehmens oder andere Unter-

nehmen sowie das externe Umfeld) stehen,

– zusammen mit Informationen zu Dateneingaben/Inputs und Be-

rechnungsmethoden für Schätzungen oder Näherungswerte berich-

tet werden,

– Überprüfungen und Bestätigungen durch Verwaltungs-, Leitungs-

und Aufsichtsorgane oder ihre Ausschüsse dargestellt werden sowie

– bei zukunftsorientierten Informationen Annahmen und Methoden

sowie weitere Faktoren enthalten, die belegen, dass sie die tatsäch-

lichen Pläne oder Entscheidungen des Unternehmens wiedergeben.

Greenwashing auf Basis rein behaupteter Aussagen ist somit ein offen-

sichtlicherVerstoß gegendas qualitativeMerkmal derÜberprüfbarkeit.

III. Rechtliche Entwicklungen zum
Greenwashing

1. Ausgewählte Rechtsprechung zum Begriff
„klimaneutral“ und „umweltneutral“

Die Frage, ab wann Umweltaussagen als Greenwashing einzustufen

sind, wird in der deutschen Rechtsprechung derzeit überwiegend

wettbewerbsrechtlich behandelt.11 Im Unterschied zu dem qualitati-

ven Merkmal der Überprüfbarkeit der ESRS ist für die Gerichte nicht

die Sichtweise sachkundiger und unabhängiger Beobachter, sondern

die eines „durchschnittlich informierten, situationsadäquat aufmerk-

samen und verständigen Marktteilnehmers maßgebend“12. Sie lassen

sich daher nicht unmittelbar auf die Nachhaltigkeitsberichterstattung

übertragen. Gleichwohl verdeutlichen die Entscheidungen mögliche

Greenwashing-Problemfelder und konkretisieren die Grenzen ausge-

wählter Umweltaussagen.

Im Fokus der Klagen von Umwelt- und Wettbewerbsverbänden und

damit auch der Gerichtsentscheidungen steht derzeit insbesondere

die Nutzung des Begriffs „klimaneutral“.

Wie auch andere Gerichte kam dasOLGDüsseldorf in seinemUrteil zur

Bewerbung klimaneutralerMarmelade zu der Auffassung,13 dass die Er-

wartung an die Umweltaussage „klimaneutral“ im Sinne einer „ausge-

glichenen Bilanz der CO2-Emissionen desUnternehmens“ zu verstehen

sei. Damit geht die Rechtsprechung von einer nicht unwesentlichenUn-

schärfe bei der Begriffsauslegung aus, welche „Klima“ mit „CO2-Emis-

sionen“gleichsetzt. Gleichzeitig stellte dasOLGDüsseldorf klar, dass die

Neutralität prinzipiell sowohl durch Vermeidung von CO2-Emissionen

als auch durch Kompensationsmaßnahmen erreicht werden kann. Da-

nach wäre es für ein klimaneutral beworbenes Produkt nicht erforder-

lich, dass es aus einemCO2-neutralen Produktionsprozess entstammt.

„[W]eil die Reduktion und Kompensation von CO2-Emissionen

keine gleichwertigen Maßnahmen zur Herstellung von Klimaneutrali-

tät sind, sondern die Reduktion gegenüber der Kompensation unter

dem Gesichtspunkt des Klimaschutzes vorrangig ist, hat der BGH in

seinem Urteil vom 27.6.2024 entschieden, dass Werbung mit einem

mehrdeutigen umweltbezogenen Begriff, im vorliegenden Fall „klima-

neutral“, im Zusammenhang mit der Produktion von Süßwaren, nur

dann zulässig ist, wenn bereits in der Werbung selbst eindeutig und

klar erläutert wird, welche konkrete Bedeutung maßgeblich ist.14 Der

BGH stellt hierbei „strenge Anforderungen an die Richtigkeit, Ein-

deutigkeit und Klarheit der Werbeaussagen“, welche sich aus „dem

gesteigerten Aufklärungsbedürfnis der angesprochenen Verkehrskreise

über Bedeutung und Inhalt umweltbezogener Angaben“ ergeben.

Eine erhöhte Aufklärungspflicht seitens des Unternehmers hatte auch

das LG Karlsruhe15 in seinem Urteil zu als klimaneutral bzw. umwelt-

neutral beworbenen Hygieneartikeln gesehen. Als wesentliche Infor-

mationen im Hinblick auf die kompensatorischen Maßnahmen for-

dert es zusätzliche Erläuterungen: „i. auf welche Schritte im Lebenszy-

klus eines Produkts sich der Claim der Klimaneutralität bezieht, mit

anderen Worten, ob bestimmte (gasförmige) Emissionen von der Bi-

lanzierung ausgenommen wurden, ii. ob Klimaneutralität im Fall des

konkreten Produkts durch Reduktion und/oder durch Kompensation

erreicht werden soll, iii. anhand welcher Kriterien die Prüfung für das

Label des jeweiligen Zertifizierungspartners erfolgt ist.“ Dies sind alles

Aspekte, die auch für den sachkundigen Nutzer eines Nachhaltigkeits-

berichts von Interesse sein könnten.

Das LG Köln befasste sich in seinem Urteil zur Bewerbung von CO2-

neutralen Reisen mit den einzelnen kompensatorischen Maßnahmen

und bemängelte u.a.,16 dass mit den getroffenen Maßnahmen CO2-

Neutralität nicht in ausreichendem Umfang gewährleistet werden

konnte. So erfolgte die Kompensation der entstandenen CO2-Emis-

sionen durch den Erwerb privatrechtlich vertriebener CO2-Zertifikate

aus dreizehn Klimaschutzprojekten, von denen elf Projekte eine Lauf-

zeit von unter zehn Jahren aufwiesen. Die Nutzung der Projekte wur-

de von dem Gericht an sich nicht in Frage gestellt, allerdings stellte es

fest, dass diese im vorliegenden Fall der Verbrauchererwartung einer

vollständigen Ausgleichsmaßnahme nicht gerecht würden und eher

einer zeitweiligen CO2-Speicherung gleichkämen. Nach Auffassung

des Gerichts werden die Anforderungen an eine vollständige Kom-

pensation bspw. nicht erfüllt, „wenn etwa eine Rodungsmaßnahme
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11 Vgl. Cobe/Hense, Der Schmale Grat zwischen grüner Werbung und Greenwashing, 2023,
S. 3.

12 Vgl. BGH, 30.6.2011 – I ZR 157/10, NJW 2012, 1450.
13 Vgl. OLG Düsseldorf, 6.7.2023 – 20 U 72/22, ZLR 2023, 841.
14 BGH, 27.6.2024 – I ZR 98/23, abrufbar mit BBL2024-1666-1 unter www.betriebs-berater.de;

BGH, PM Nr. 138/2024 vom 27.6.2024, abrufbar unter https://juris.bundesgerichtshof.de/
cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=pm&Datum=2024&nr=138122&
anz=139&pos=1 (Abruf: 8.7.2024).

15 LG Karlsruhe, 26.7.2023 – 13 O 46/22 KfH, abrufbar unter https://www.landesrecht-
bw.de/bsbw/document/NJRE001545796 (Abruf: 8.7.2024).

16 Vgl. LG Köln, 25.1.2024 – 8 1 O 32/23, abrufbar unter http://www.justiz.nrw.de/nrwe/lgs/
koeln/lg_koeln/j2024/8_1_O_32_23_Urteil_20240125.html (Abruf: 8.7.2024).
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nur für 10 bis 20 Jahre bis zur natürlichen Altersgrenze eines Waldes

aufgeschoben wird“.

Das LG Karlsruhe ging in seinem Urteil noch einen Schritt weiter und

lehnte die Nutzung von Waldschutzprojekten generell als geeignete

kompensatorische Maßnahme ab: „Klimaneutralität kann durch Kom-

pensation unter Nutzung von Waldschutzprojekten aus prinzipiellen

Gründen nicht erzielt werden. Denn das produktbezogen emittierte

Treibhausgaswirddadurch nicht dauerhaft bilanziell neutralisiert.“17

Im Hinblick auf die Wortschöpfung „Umweltneutralität“ kam das LG

Karlsruhe in dem vorgenannten Urteil zu der Auffassung, dass aus

Sicht der angesprochenen Verbraucher ein Produkt mit „ausgegliche-

ner Umweltbilanz“ versprochen wird. „Folglich dürfen unter dem

Strich, also nach Reduktion von Umwelteinwirkungen und Kompen-

sation der fortbestehenden Umwelteinwirkungen, keine (negativen)

Einwirkungen auf die Umwelt mehr verbleiben.“ Da ein solches Un-

terfangen nach den bisherigen Maßstäben der Gerichte realiter nicht

oder nur sehr schwer zu realisieren ist, verwundert es nicht, wenn das

LG Karlsruhe zu dem Schluss kommt, dass im vorliegenden Fall die-

ses Ziel nicht erreicht wurde, da „nach dem zugrundeliegenden Kom-

pensationsansatz von vornherein nicht alle negativen Umweltauswir-

kungen erfasst werden“18.

2. Entwicklungen auf europäischer Ebene
Mit der am 27.3.2024 in Kraft getretenen sog. Empowering Consu-

mers-Richtlinie19 wurden die Richtlinie für unlauteren Geschäfts-

praktiken und die Richtlinie über die Rechte der Verbraucher im Hin-

blick auf Greenwashing geändert. Danach wird es bspw. als unlauter

angesehen, eine Aussage zu treffen, „die sich auf der Kompensation

von Treibhausgasemissionen begründet und wonach ein Produkt hin-

sichtlich der Treibhausgasemissionen neutrale, verringerte oder posi-

tive Auswirkungen auf die Umwelt hat.“20 Ebenfalls als unlauter gel-

ten anerkannte hervorragende Umweltaussagen, die nicht nachgewie-

sen werden können, sowie Umweltaussagen zum gesamten Produkt

oder zu der gesamten Geschäftstätigkeit, wenn sie sich nur auf einen

bestimmten Aspekt des Produkts oder eine bestimmte Aktivität der

Geschäftstätigkeit beziehen. Gleiches gilt für das Anbringen eines

Nachhaltigkeitssiegels, das nicht auf einem Zertifizierungssystem be-

ruht oder nicht von staatlichen Stellen festgesetzt wurde.21

Die Europäische Kommission plant darüber hinaus mit der sog.

Green-Claims-Richtlinie ihre Bemühungen gegen „Greenwashing“

fortzuführen.22 Neben dezidierten Anforderungen zur Begründung,

Kommunikation sowie Überprüfung und Zertifizierung von Umwelt-

aussagen sollen u.a. Aussagen, dass ein Produkt aufgrund von CO2-

Gutschriften eine neutrale, reduzierte oder positive Umweltleistung

aufweist, nur noch getroffen werden dürfen, wenn bereits Emissions-

reduktionen stattgefunden haben und die CO2-Gutschriften sich auf

die verbleibenden Restemissionen beziehen. Dabei sind die CO2-Gut-

schriften separat von den Treibhausgasemissionen darzustellen, und

es ist anzugeben, ob es sich um eine Reduktion oder eine Entnahme

von Treibhausgasen handelt.23

In der allgemeinen Ausrichtung des Europäischen Rates zur Green-

Claims-Richtlinie, welche die Grundlage für die Verhandlungen mit

dem Europäischen Parlament bildet, sind entsprechend Anforderun-

gen für den Nachweis klimabezogener Aussagen – wie Aussagen in

Bezug auf CO2-Gutschriften – vorgesehen. So sollen Unternehmen

bei ausdrücklichen Aussagen über eine Kompensation ein sog. Netto-

Null-Ziel und Fortschritte bei der Dekarbonisierung sowie dem Pro-

zentsatz der gesamten ausgeglichenen Treibhausgasemissionen nach-

weisen müssen.24

Vor diesem Hintergrund besteht bereits die Erwartung, dass der Begriff

„klimaneutral“ „aus der Europäischen Werbelandschaft verschwinden

bzw. nur noch sehr eingeschränkt verwendet werden“25 könnte.

IV. Implikationen für die Überwachung der
Nachhaltigkeitsberichterstattung

1. Notwendigkeit für ein Nachhaltigkeits-IKS
Mit der Umsetzung der CSRD und der Einführung der ESRS ist die

Nachhaltigkeitsberichterstattung regulatorisch auf einem mit der Fi-

nanzberichterstattung vergleichbaren Niveau angekommen. An die

Überwachung von Umweltaussagen in der Nachhaltigkeitsberichter-

stattung sind daher die gleichen Anforderungen zu stellen wie an Aus-

sagen in der Finanzberichterstattung. Eine ordnungsgemäße Umset-

zung der vorgenannten Sorgfalts- und Überwachungspflichten und da-

mit auch eine Vermeidung von Greenwashing erscheint dabei ohne

Grundsätze, Verfahren und Maßnahmen zur Sicherung der Ordnungs-

mäßigkeit der Nachhaltigkeitsberichterstattung (Nachhaltigkeits-In-

ternes-Kontrollsystem [IKS]) kaum vorstellbar. Unternehmen werden

folglich für Zwecke der Aufstellung des Nachhaltigkeitsberichts ein

Nachhaltigkeits-IKS implementieren müssen.26 Welche Elemente ein

solches Nachhaltigkeits-IKS im Einzelnen mitbringen sollte, verdeut-

licht z.B. der IDW-Praxishinweis „Ausgestaltung und Prüfung des in-

ternen Kontrollsystems zur Aufstellung eines Nachhaltigkeitsberichts

unter Beachtung des IDWPS 982 (IDWPraxishinweis 4/2023)“27.

2. Etablierung einer angemessenen
Unternehmenskultur

Die Vermeidung von Greenwashing beginnt mit der Etablierung einer

angemessenen Unternehmenskultur, die eine transparente und rechts-

konforme Berichterstattung über die ökologischen Auswirkungen des

eigenen unternehmerischen Handelns sowie die Auswirkungen auf

den Geschäftsverlauf und das Ergebnis sowie die Lage des Unterneh-

mens sicherstellt. Diese hängt entscheidend von den Grundeinstellun-

gen, dem Problembewusstsein und den Verhaltensweisen (tone at the

top) der Unternehmensführung und ggf. des Aufsichtsorgans (z.B.

des Aufsichtsrats) zu ökologischen Fragestellungen und der zugehöri-

gen Berichterstattung ab.28 Wenn die Unternehmensstrategie in Reak-

tion auf den Klimawandel z.B. bereits überambitionierte oder objek-

tiv nicht umsetzbare Zielsetzungen enthält (wie etwa umweltneutrale
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17 LG Karlsruhe (Fn. 15).
18 LG Karlsruhe (Fn. 15).
19 Richtlinie (EU) 2024/825 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28.2.2024 zur

Änderung der Richtlinien 2005/29/EG und 2011/83/EU hinsichtlich der Stärkung der Ver-
braucher für den ökologischen Wandel durch besseren Schutz gegen unlautere Praktiken
und durch bessere Informationen, ABlEU vom 6.3.2024, L 2024/825.

20 Richtlinie (EU) 2024/825 (Fn. 19), Anhang, Anhang I der Richtlinie 2005/29/EG (2) 4c.
21 Vgl. Richtlinie (EU) 2024/825 (Fn. 19), Anhang.
22 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Be-

gründung ausdrücklicher Umweltaussagen und die diesbezügliche Kommunikation
(Richtlinie über Umweltaussagen), COM(2023) 166 final, abrufbar unter https://eur-lex.
europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52023PC0166 (Abruf: 8.7.2024); vgl.
dazu im Einzelnen Ruttloff u. a., BB 2024, 1347 ff.

23 Vgl. Wagner u. a., econic 2/24, 14.
24 Vgl. Rat der Europäischen Union, PM v. 17.6.2024, abrufbar unter https://www.consilium.

europa.eu/de/press/press-releases/2024/06/17/green-claims-directive-council-ready-to-
start-talks-with-the-european-parliament/ (Abruf: 8.7.2024).

25 Apetz-Dreier/Reinhart, ESGZ 2024, 21.
26 Vgl. Link/Bahar, WPg 2024, 672.
27 Vgl. IDW, Praxishinweis 4/2023, IDW Life 2024, 155 ff.
28 Vgl. IDW (Fn. 27), Tz. 13 f.
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Produktion in einem Industrieunternehmen), ist dies für die Vermei-

dung von Greenwashing nicht hilfreich. Es besteht vielmehr das Risi-

ko, dass hierdurch der Grundstein für irreführende Darstellungen in

der Nachhaltigkeitsberichterstattung gelegt wird.

Für eine angemessene Aufsicht über den Prozess des Unternehmens

zur Aufstellung des Nachhaltigkeitsberichts und das zugehörige Nach-

haltigkeits-IKS bedarf es unabhängiger Aufsichtsorgane, die zudem

über die relevanten Erfahrungen und Kenntnisse verfügen müssen.

Dies ist umso wichtiger, wenn man bedenkt, dass Greenwashing sich

häufig bereits aus der Art und Weise der Darstellung der Informatio-

nen ergibt und in manchen Fällen allein durch eine kritische Durch-

sicht der Nachhaltigkeitsberichterstattung erkennbar ist. Auch in der

Nachhaltigkeitsberichterstattung nach der CSRD wird Aspekten der

Unternehmenspolitik wie der Rolle der Verwaltungs-, Leitungs- und

Aufsichtsorgane sowie den Hauptmerkmalen von Risikomanagement

und IKS in Bezug auf den Prozess der Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung durch diesbezügliche Offenlegungspflichten Rechnung getragen.

3. Offene und transparente Kommunikation
Da sich der Kreis der mit der Unternehmensberichterstattung betrau-

ten Mitarbeitenden durch die Nachhaltigkeitsberichterstattung regel-

mäßig deutlich ausweiten wird, ist es wichtig, die Erwartungen an alle

Beteiligten, z.B. in Schulungen zu ethischen und fachlichen Fragestel-

lungen, zu vermitteln. Diese sind zudem eine Gelegenheit, einer ggf. be-

stehenden Skepsis gegenüber Umweltthemen oder einer aufkommen-

den Umweltmüdigkeit entgegenzuwirken. Auch für die Nachhaltig-

keitsberichterstattung gilt: Ethische Standards und Verhaltensprinzi-

pien sind einzuhalten, es ist objektiv und transparent zu berichten, und

falsche Darstellungen sind zu vermeiden. Helfen kann hierbei auch eine

schriftliche Kommunikation z.B. in Form eines Verhaltenskodex.29

Ferner ist es wichtig, das Risiko von Greenwashing offen anzuerken-

nen und diesem mit geeigneten Kontrollen zu begegnen. Durch die

Einführung eines Reporting Manual können die Konsistenz und die

Einheitlichkeit der Datenerhebung sowie das Verfassen von Berichts-

inhalten verbessert werden. Daneben lässt sich hierdurch die Wahr-

scheinlichkeit von Fehlinterpretationen oder subjektiven Einschät-

zungen verringern. Die Festlegung klarer Anweisungen kann darüber

hinaus helfen, einer irreführenden Darstellung von Nachhaltigkeits-

maßnahmen vorzubeugen. Neben dem Risiko von unabsichtlichem

Greenwashing, z.B. aufgrund der teils noch erheblichen Auslegungs-

unsicherheiten in den Standards und Vorgaben, sind insbesondere

auch absichtliche Falschdarstellungen i.S.v. dolosen Handlungen zu

berücksichtigen.30 Gerade die zunehmende Verknüpfung nichtfinan-

zieller Key Performance Indicators (KPI) mit der Management-Ver-

gütung oder ihre zunehmende Bedeutung als Financial Covenants

können zu Fehlanreizen oder Druck führen, die dann ihrerseits als

Rechtfertigung für Überschreitungen dienen. Deshalb ist es wichtig,

dass Hinweisgeber auch im Hinblick auf Umweltthemen die Chance

haben, erkannte fehlerhafte Informationen oder dolose Handlungen

anonym und geschützt zu melden (Hinweisgebersystem).

Vor dem Hintergrund des Greenwashing ist insbesondere in den nar-

rativen Darstellungen sowie besonders ermessensbehafteten Angaben,

wie z.B. den Schätzungen, der Anfälligkeit einer einseitigen Ausrich-

tung des Managements (management bias) entgegenzuwirken und

die sachgerechte Auswahl und Anwendung geeigneter Methoden, An-

nahmen und Daten sicherzustellen. Dies kann z.B. dadurch verbessert

werden, dass der Personenkreis, der Daten erhebt und Berichtsinhalte

entwickelt, frei von Interessenskonflikten und objektiv ist. Darüber

hinaus kann es hilfreich sein, bei anfälligeren Themen mehrere Perso-

nen zu beteiligen und so ein breites Spektrum an Meinungen und Er-

fahrungen zu berücksichtigen.31

V. Zusammenfassung

1. Mit der zunehmenden Bedeutung von Umweltaspekten bei den

Nutzern der Unternehmensberichterstattung geht ein gesteigertes

Risiko von Greenwashing einher, bei dem die eigene Umweltleistung

besser dargestellt wird, als sie tatsächlich ist. Typische Ausprägungs-

formen sind u.a. unvollständige oder irrelevante Angaben, die Nut-

zung unangemessener Vergleiche, ungenaue oder unwahre Aussagen

sowie das Abstellen auf Behauptungen ohne jegliche Nachweise.

2. Neben detaillierten Vorgaben zu konkreten Angabepflichten spielen

die in den ESRS enthaltenen qualitativen Merkmale der Nachhal-

tigkeitsberichterstattung – Relevanz, Verständlichkeit, wahrheitsge-

treue Darstellung, Vergleichbarkeit und Überprüfbarkeit – eine

zentrale Rolle bei der Vermeidung von Greenwashing. Durch ihre

konsequente Beachtung und Umsetzung können Unternehmen si-

cherstellen, dass die von ihnen bereitgestellten Informationen

nachvollziehbar korrekt, transparent und glaubwürdig sind.

3. Die ausgewählten Fälle aus der Rechtsprechung zum Wettbewerbs-

recht sowie die rechtlichen Entwicklungen auf europäischer Ebene

verdeutlichen, dass zu ambitionierte Umweltaussagen und eine

mangelnde Transparenz in Bezug auf deren Nachweis das Risiko

von Greenwashing-Vorwürfen erhöhen. Überträgt man dies auf

Nachhaltigkeitsberichterstattung, ist es ratsam, entweder auf den

Gebrauch der Begrifflichkeiten Klima- und Umweltneutralität zu

verzichten, oder, wenn diese genutzt werden sollen, sicherzustellen,

dass sie auf einer soliden, nachweisbaren Grundlage basieren und

in einer überprüfbaren Form offengelegt werden.

4. Die ordnungsgemäße Umsetzung der Sorgfalts- und Überwa-

chungspflichten erfordert zur Vermeidung von Greenwashing die

Implementierung eines geeigneten Nachhaltigkeits-IKS. Dieses

muss sich auf eine Unternehmenskultur stützen, die Transparenz

und Rechtskonformität in der Berichterstattung gewährleistet. Da-

rüber hinaus ist die offene Anerkennung des Risikos von Green-

washing, gepaart mit geeigneten Kontrollen, essenziell, um sowohl

unabsichtliches Greenwashing aufgrund von Auslegungsunsicher-

heiten als auch absichtliche Falschdarstellungen zu vermeiden.

Durch ausreichende Aus- und Fortbildungen für alle Beteiligten,

unabhängige und objektive Datenerhebungs- und Berichterstel-

lungsteams sowie der Einführung eines Reporting Manual mit klar

definierten Anweisungen kann die Genauigkeit und Konsistenz der

Datenerhebung und Berichtserstellung verbessert werden, was

letztlich dazu beiträgt, das Risiko von Greenwashing zu verringern.

Dr. Robert Link, WP, CFE, ist Partner bei der Deloitte GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. Er ist als Assurance Quality
& Risk Leader verantwortlich für die Qualitätsprozesse im
Bereich Assurance einschließlich der Prüfung der Nachhal-
tigkeitsberichterstattung.
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29 Vgl. IDW (Fn. 27), Tz. 19.
30 Vgl. IDW (Fn. 27), Tz. 20.
31 Vgl. IDW (Fn. 27), Tz. 23.
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